
Vergleichsgegenstand denkbar ist. Also Nachteil wem 
gegenüber? Auch hier ist kein Zweifel möglich: der 
Vergleichsgegenstand — auch darauf hat bereits Graf 
a. a. O. hingewiesen — kann nur die Rechtslage ehe­
licher Kinder sein, eine andere Relation kommt nicht 
in Frage. Danach handelt es sich also um g e s e t z ­
l i c h e  B e s t i m m u n g e n ,  welche die familienrecht­
liche Situation nichtehelicher Kinder im Vergleich zu 
der ehelicher Kinder verschlechtern.

Die hervorgehobenen Worte können nicht genug be­
tont werden, denn ihre Nichtbeachtung ist die Quelle 
der meisten Mißverständnisse im Zusammenhang mit 
unserem Problem. Außer dem bürgerlichen Gesetz gibt 
es nämlich einen weiteren Faktor, der nichteheliche 
Kinder benachteiligt: die Natur ihrer gesellschaftlichen 
Situation, die es ihnen in aller Regel versagt, in einer 
„vollständigen“ Famüie auf Zuwachsen. Diesen Nachteil 
kann die Verfassung natürlicherweise nicht beseitigen 
— auf ihn ist Art. 33 nicht gemünzt, der doch lediglich 
die Nachteile beseitigen kann und will, die das Klassen­
gesetz der Bourgeoisie dem nichtehelichen Kinde zu­
s ä t z l i c h  auferlegt hat, d. h. über die Nachteile 
hinaus, die zwangsläufig aus seinen Lebensverhältnis­
sen folgen. Trotzdem wird oft genug jeder Fall, in dem 
die bisherige gesetzliche Regelung des Nichtehelichen- 
rechts von der des Ehelichenrechts zuungunsten des 
nichtehelichen Kindes abweicht, als ein durch Gesetz 
hervorgerufener Nachteil aufgefaßt, während das Ge­
setz in einigen dieser Fälle in Wirklichkeit weiter 
nichts tut, als eine durch jenen „natürlichen“ Nachteil 
bestimmte und vorerst unabänderliche Situation mehr 
oder weniger zweckentsprechend zu regeln. Wenn also 
etwa das Gesetz dem nichtehelichen Vater die elterliche 
Sorge versagt, so folgt das eindeutig aus dieser auch 
in der sozialistischen Gesellschaft obwaltenden beson­
deren Lebenssituation und ist weder für das Kind noch 
für den Vater ein ihnen zusätzlich durch das Klassen­
gesetz der Bourgeoisie zugefügter Nachteil; wollte man 
diesen Rechtszustand abändern, so würde ein solches 
Gesetz weder das von ihm geregelte Lebensverhältnis 
getreu widerspiegeln noch positiv auf seine Entwick­
lung einwirken, weil die Verteilung der elterlichen 
Sorge unter zwei in gesonderten Lebenskreisen sich 
bewegende und meist feindselig einander gegenüber­
stehende Menschen in der Regel einen negativen Ein­
fluß auf das Kind ausüben würde.

Die hiernach notwendige Unterscheidung zwischen 
„natürlichen“ und „willkürlichen“ Nachteilen — um die 
dargestellten beiden Kategorien schlagwortartig zu be­
zeichnen — hat das Urteil offenbar im Auge, wenn es 
davon ausgeht, daß man nicht alle für das eheliche 
Kind geltenden Bestimmungen schematisch auf das 
nichteheliche Kind anwenden dürfe, und in diesem 
Ausgangspunkt ist ihm also durchaus beizupflichten; 
ich selbst habe in zahlreichen Beiträgen5) eine derartige 
schematische Übertragung, die eben auf der mangeln­
den Unterscheidung zwischen „natürlichen“ und „will­
kürlichen“ Nachteilen im obigen Sinne beruht, ent­
schieden bekämpft. Aber mit diesem Argument allein 
ist es noch nicht getan: man muß doch nunmehr für 
jeden davon etwa betroffenen gesetzlichen Tatbestand 
begründen, weshalb eine Übertragung des Ehelichen­
rechts auf das nichteheliche Kind, bzw. eine Nicht­
anwendung spezieller Bestimmungen des Nichtehe- 
lichenrechts schematisch wäre, d. h. der besonderen 
Lebenssituation des nichtehelichen Kindes nicht gerecht 
würde. In allen bisher behandelten Fällen, also z. B. 
dafür, daß das nichteheliche Kind nicht den Namen des 
Vaters trägt, daß dem nichtehelichen Vater weder die 
elterliche Sorge noch ein Verkehrsrecht zusteht, daß 
dem nichtehelichen Kinde gegenüber eine Unterhalts­
abfindung zulässig ist, daß § 1711 nach wie vor auf das 
nichteheliche Kind und § 204 auf das eheliche Kind be­
schränkt bleibt, usw., wurde eine solche Begründung 
gegeben. Im vorliegenden Falle jedoch bleibt das Urteil 
die Begründung dafür, weshalb eigentlich die Anwendung 
der §§ 1601 ff. auf das Verhältnis zwischen dem nicht­
ehelichen Kinde und seinen väterlichen Verwandten 
eine schematische und unzulässige Übertragung wäre, 
schuldig; es begnügt sich mit der einfachen Feststel­
lung. Angesichts des Verfassungsgebots des Art. 33 
reicht das nicht aus.

3. Ob das nichteheliche Kind gegen seine Großeltern 
väterlicherseits den Unterhaltsanspruch aus §§ 1601 ff.

besitzt, hängt zunächst davon ab, ob es mit ihnen ver­
wandt ist, mittelbar also davon, ob es mit seinem 
Vater verwandt ist. Diese letztere Frage ist der Kern­
punkt unseres Problems, und konsequenterweise wurde 
in der erwähnten Beratung von seiten des OG die 
These vertreten, nach der derzeitigen Rechtslage sei 
eine Verwandtschaft im Rechtssinne zwischen nichtehe­
lichem Kinde und Vater nicht anzunehmen. Demgegen­
über erhebt sich zuvörderst die Frage: gibt es über­
haupt einen Unterschied zwischen der „Verwandtschaft 
im Rechtssinne“ und der biologischen oder, wie es der 
Sprachgebrauch nennt, blutsmäßigen Verwandtschaft? 
Offensichtlich nicht, denn der Verwandtschaftsbegriff des 
BGB (§ 1589 Abs. 1, ebenso § 91 FGB-Entwurf) stellt 
ebenso wie die Biologie ausschließlich auf die Abstam­
mung einer Person von der anderen bzw. die Abstam­
mung beider Personen von derselben dritten ab. A l l e  
durch Abstammung in gerader Linie oder von dersel­
ben dritten Person verbundenen Menschen sind sowohl 
biologisch als auch juristisch miteinander verwandt 
(wobei es für unser Problem des Unterhaltsrechts, bei 
dem es ja stets nur um die Verwandtschaft in gerader 
Linie geht, unerörtert bleiben kann, daß eine allzu­
weit entfernte Verwandtschaft in der Seitenlinie im 
Leben nicht mehr als solche empfunden wird und 
praktisch auch keine Rechtsfolgen auslöst).

Keineswegs erfordert der gesetzliche Verwandtschafts­
begriff, daß sich die Abstammung des Kindes vom 
Vater im Rahmen einer legalen Ehe vollzogen habe: 
die Definition des § 1589 Abs. 1 erfaßt — als zwangs­
läufige Konsequenz der Identifizierung von juristischer 
und biologischer Verwandtschaft — auch die Bezie­
hung zwischen dem Manne und seiner außerehelichen 
Nachkommenschaft. Aber diese Konsequenz war mit 
den ökonomischen Grundlagen der kapitalistischen Ge­
sellschaft ebensowenig vereinbar wie mit denen der 
vorhergehenden Ausbeuterordnungen. Sie hatten ja, wie 
bei Engels im „Ursprung der Familie, des Privateigen­
tums und des Staates“ nachzulesen ist, die monogame 
Familie eigens geschaffen, um innerhalb der herrschen­
den Klasse dem Manne legitime Erben seiner Pro­
duktionsmittel zu sichern, um das einmal akkumulierte 
Vermögen unverkürzt der Familie zu erhalten und 
ihm dadurch zu wachsender Wirksamkeit und Macht 
zu verhelfen, um seine Zersplitterung zu verhindern. 
Niemals hätte das Bürgertum der theoretisch als solcher 
anerkannten Verwandtschaft des nichtehelichen Kindes 
mit dem Vater eine — insbesondere das Erbrecht umfas­
sende — praktische Bedeutung verleihen können, denn 
damit hätte es die Grundlage seiner Klassenherrschaft, 
die Konzentration des privaten Eigentums an den 
Produktionsmitteln in den Händen seiner Angehörigen, 
gefährdet.

Interessant ist, in welcher Weise das BGB den öko­
nomischen Notwendigkeiten der kapitalistischen Basis 
entsprach. Daß das hichteheliche Kind und dessen Vater 
nicht verwandt s i n d ,  konnte es nicht wohl sagen — 
das wäre angesichts des von ihm anerkannten biolo­
gischen Verwandtschaftsbegriffes absurd gewesen und 
als Widersinnigkeit empfunden worden. Also schuf es 
die bekannte F i k t i o n  des § 1589 Abs. 2: Kind und 
Vater „ g e l t e n  nicht als verwandt“ — womit alle der 
herrschenden Klasse nicht erwünschten Folgen dieser 
Verwandtschaft ausgeräumt waren.

Gleichwohl lugt auch im bürgerlichen Gesetz der 
wahre Sachverhalt an allen Ecken und Enden durch 
diese fadenscheinige Fiktion. Sie wird, soweit es sich 
um das Verbot der Eheschließung zwischen Verwand­
ten handelt, von § 1310 Abs. 3 BGB wieder aufgehoben, 
während § 4 Abs. 1 EheG überhaupt vergessen 
hat, daß eine solche Fiktion besteht; er erklärt unbe­
kümmert, daß es gleichgültig sei, „ob die V e r w a n d t ­
s c h a f t  auf ehelicher oder auf unehelicher Geburt be­
ruht“. Das StGB hält die Verwandtschaft für selbst­
verständlich und bestraft in § 173 einfach den Ge­
schlechtsverkehr „zwischen Verwandten auf- und ab­
steigender Linie“, worin die Verwandtschaft auf Grund 
nichtehelicher Geburt inbegriffen ist. Ferner: daß dem 
nichtehelichen Kind nach dem BGB überhaupt ein 
Unterhaltsanspruch gegen den Vater zusteht, kann 
rechtssystematisch nur auf die zwischen ihnen beste­
hende Verwandschaft zurückgehen, auch wenn das Ge­
setz diesem Anspruch mit Hilfe und zur Aufrechterlial- 
tung seiner Fiktion schuldrechtliche Züge verleiht. Am 
augenfälligsten aber tritt der wahre Sachverhalt in den
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5) Vgl. zuletzt NJ 1954 S. 499, S. 608.


